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Unsere Mitglieder des Landtags



Liebe Leserinnen und Leser,

die vergangenen Monate haben einen Schatten 
auf das sonst so bunte Leben im Freistaat gewor-
fen. Im Kampf gegen das Coronavirus war unsere 
Staatsregierung gezwungen, das gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Leben in einer Weise einzu-
schränken, wie wir es in Europa seit dem Zweiten 
Weltkrieg nicht mehr erlebt haben. Der Ausnahme-
zustand musste zum Normalzustand werden – mit 
weitreichenden und teils noch nicht absehbaren 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und gesund-
heitlichen Folgen. 

Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion hat in den 
vergangenen Wochen nach besten Kräften daran 
gearbeitet, die durch die gesamtgesellschaftliche 
Vollbremsung verursachten Herausforderungen 
anzupacken und – wo epidemiologisch vertretbar –  
Wege aus dem Lockdown zu finden. Gleichzeitig 
haben wir die Gelegenheit genutzt, Schlussfolge-
rungen aus der Krise zu ziehen. Denn die Pande-
mie hat wie ein Brennglas gewirkt und politische 
und gesellschaftliche Fehlentwicklungen scho-
nungslos offengelegt – und damit eine historische 
Chance eröffnet, den Neustart für Reformen zu nut-
zen. Lesen Sie ab Seite 16, wo wir Handlungsbedarf 
sehen. 

Auch wenn dieses Jahr bisher deutlich anders ver-
läuft als von uns allen angenommen, gibt es viele 
weitere Themen, die uns neben der Corona-Krise 
beschäftigt haben. Ganz oben auf unserer politi-
schen Agenda: die Mobilität im ländlichen Raum. 
Dort stehen die Menschen in vielerlei Hinsicht vor 
einem Dilemma. Auf der einen Seite müssen sie 
stets mobil sein, um zu ihrem Arbeitsplatz oder 
zum Supermarkt zu kommen. Auf der anderen 
Seite sinkt das Angebot öffentlicher Nahverkehrs-
leistungen, während der Anteil der Menschen, die 

aus Alters- oder Kostengründen auf ein eigenes 
Auto verzichten, steigt. Ab Seite 22 erfahren Sie, 
was wir alles tun, um bezahlbare Mobilität im länd-
lichen Raum auf Dauer zu gewährleisten.

In das Jahr gestartet sind wir mit unserer Fraktions
klausur, die uns diesmal nach Schwarzenfeld im 
Landkreis Schwandorf geführt hat. Dort haben wir 
ein breit gefächertes Themenbündel diskutiert: die 
Energiewende in Bayern, dezentraler Hochwas-
serschutz, die Zukunft der beruflichen Schulen 
und das Ehrenamt im Freistaat. Außerdem haben 
wir Gespräche mit kommunalen Mandatsträgern, 
Landwirten und Ehrenamtlichen geführt und die 
Ergebnisse dieser Austausche in Resolutionen fest-
gehalten. 

Liebe Leserinnen und Leser, vor uns liegen ent-
scheidende Monate. Doch mit den richtigen Maß-
nahmen und einer Extraportion Engagement kön-
nen wir diese herausfordernde Zeit gemeinsam 
meistern.

Ich wünsche Ihnen wieder viel Freude beim Lesen 
und vor allem: Bleiben Sie gesund!

Ihr

Florian Streibl, Fraktionsvorsitzender

Unser Weg aus der Krise
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Kernthemen  
� unserer Regierungsarbeit 
auf der Agenda 
Anfang des Jahres, bevor die Corona-Pandemie die Beratungen im Landtag bestimmen sollte, befassten wir uns anlässlich einer  

Klausur in Schwandorf mit den Kernthemen unserer Regierungsarbeit. Darunter: neue Impulse für die Energiewende, dezentraler 

Hochwasserschutz, die Zukunft der beruflichen Schulen und das Ehrenamt in Bayern. 
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Klausur in Schwandorf



Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag bekennen uns klar zu einer 
sozialverträglichen und ökologischen Energiewende ohne Atomkraft – 
ein Ziel, das wir während unserer Klausur mit unserem „Wackersdorfer 
Beschluss“ bekräftigt haben. Allerdings sind wir davon überzeugt, dass 
der Ausbau regenerativer Energien nur gelingen kann, wenn er mit der 
Entwicklung intelligenter Speichertechnologien kombiniert wird. Des-
halb haben wir uns bei einem Besuch des Methanisierungspezialisten 
MicrobEnergy in Schwandorf über die Power-to-Gas-Technologie infor-
miert. Diese Technologie kann überschüssigen Strom aus Sonnen- oder 
Windenergie in Gas umwandeln und ins Gasnetz einspeisen. Das Gute 
daran: Wegen seiner vergleichsweise hohen Wirkungsgrade ist Power-
to-Gas sehr effizient und damit nachhaltig und kostengünstig – auch 

deshalb steht die Realisierung dieser Speichertech-
nologie im Wirtschaftsministerium unter Hubert 
Aiwanger ganz oben auf der Agenda.

Ein weiteres Ziel von uns besteht darin, den de-
zentralen Hochwasserschutz in Bayern weiter vo-
ranzubringen. Bei einem Besuch in Nittenau, das 
2002 von einem Rekordhochwasser heimgesucht 
wurde und seitdem umfangreiche Hochwasser-
schutzmaßnahmen umgesetzt hat, diskutierten 
wir mit Umweltminister Thorsten Glauber dar-
über, wie Hochwasserschutz dezentral gelingen 

Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion bei ihrer Klausurtagung in Schwandorf
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 VIDEO
Den Film zur Fraktionsklausur gibt es auf  
unserem fraktionseigenen YouTube-Kanal unter  
www.youtube.com/fwlandtag

kann. Wichtig ist uns, einen Grundschutz vor Hochwasser zu 
gewährleisten – schließlich ist Bayern aufgrund des Klima-
wandels immer häufiger von Starkregenereignissen betroffen. 
Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag setzen dabei auf 
effektive, kleinteilige Maßnahmen, die möglichst viel Wasser 
mittels dezentraler Regenrückhaltebecken auffangen. 

Die Berufswelt 4.0 braucht Bildung 4.0. Deshalb setzen wir uns 
seit Langem für eine bessere digitale Ausstattung an Bayerns 
Schulen ein – auch in der Staatsregierung gehen wir diesen 
Weg ambitioniert weiter. Denn digitale Medien erleichtern den 
Wissenserwerb, laden zum Mitmachen ein, fördern die Kreati-
vität und bereiten Schüler optimal auf die Arbeit 4.0 vor. Zudem 
werden rund 65 Prozent unserer heutigen Grundschüler spä-
ter in Berufen arbeiten, die es noch gar nicht gibt. Das macht 
es umso wichtiger, Schülerinnen und Schüler umfassend auf 
die zunehmend digital vernetzte Welt und ihre Mechanis-
men vorzubereiten. Während unserer Klausurtagung haben 
wir deshalb das Berufliche Schulzentrum Oskar-von-Miller in 
Schwandorf, das die Chancen der Digitalisierung frühzeitig er-
kannt hat und heute als Paradebeispiel erfolgreicher digitaler 
Bildung gilt, besucht. 

Dass es um das soziale Miteinander im Freistaat so gut bestellt 
ist, liegt auch an den vielen Menschen, die sich in ihrer Frei-
zeit ehrenamtlich engagieren. Als Zeichen der Wertschätzung 
haben wir als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion deshalb erst-
mals während unserer Klausur zu einem Blaulicht-Empfang 
eingeladen. Dabei bekräftigten wir unser Ziel, mit gezielten 
Entlastungen noch mehr Menschen im Freistaat für ein Eh-
renamt gewinnen zu wollen – und haben dazu unsere Blau-
licht-Resolution verabschiedet. 

Bei unserem kommunalpolitischen Abend hat sich einmal 
mehr gezeigt, dass wir mit unserem Kurs, die kommunale 
Selbstverwaltung zu stärken und Bürokratie abzubauen, 
goldrichtig liegen. Auch deshalb haben wir am Rande der 
Klausur eine Resolution zum „Digitalen Rathaus“ verabschie-
det, mit der wir unter anderem den Ausbau einer Online-Platt-
form für alle Verwaltungsdienstleistungen forcieren wollen. 
Außerdem haben wir uns in einer weiteren Resolution klar für 
mehr Bürgerbeteiligung – insbesondere auch der jüngeren Ge-
neration – ausgesprochen. 

Von oben nach unten: Zu Gast beim Methanisierungs­
spezialisten MicrobEnergy in Schwandorf. 

Beim ersten Blaulicht-Empfang zollte die FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion den ehrenamtlichen Rettern Anerken­
nung.

In Nittenau informierten sich die Abgeordneten über  
die vor Ort realisierten dezentralen Hochwasserschutz­
maßnahmen. 

Die Landtagsfraktion zu Besuch bei einem Parade­
beispiel digitaler Bildung, dem Beruflichen Schulzentrum 
Oskar-von-Miller in Schwandorf.

Bei unserem kommunalpolitischen Abend  
hat sich einmal mehr gezeigt, dass wir  
mit unserem Kurs, die kommunale Selbst­
verwaltung zu stärken und Bürokratie  
abzubauen, goldrichtig liegen.
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 VIDEO
Den Film zur Fraktionsklausur gibt es auf  
unserem fraktionseigenen YouTube-Kanal unter  
www.youtube.com/fwlandtag

Mehr junge Menschen  
für Politik begeistern 
Wie denken Heranwachsende über Politik? Was bewegt sie, was wünschen sie sich?  

Um das herauszufinden, haben wir zu Beginn des Jahres erstmals zu einem jugend­

politischen Nachmittag eingeladen. 

Es ist unser Ziel, die Belange von jungen Menschen, ihre Ideen und Interessen stär-
ker in den Fokus der politischen Aufmerksamkeit zu rücken. Nur wenn Jugendliche frühzeitig für 
Politik interessiert und aktiv in entsprechende Entscheidungsprozesse eingebunden werden, können 
wir einen Generationenabriss verhindern. Beim Jugendevent „#Mitreden“ im Akademiesaal des Bay-
erischen Landtags wollten wir mehr über die Ansichten junger Menschen zum politischen Engage-
ment auf kommunaler Ebene wissen und gleichzeitig für unsere jugendpolitischen Initiativen werben.

Während der Veranstaltung diskutierten die Heranwachsenden mit Geschäftsführung, Pressestelle 
und Fachreferenten der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion über Macht und Ohnmacht politischen 
Handelns sowie konkrete Aufgaben einer Fraktion im Bayerischen Landtag. Auch die notwendige Ab-
stimmung mit Vertretern der FREIEN WÄHLER auf Bundes- und Europaebene wurde thematisiert. 
Dabei hatten die Jugendlichen auch Gelegenheit, konkrete Ideen und Gestaltungswünsche zu äußern.

Uns FREIEN WÄHLERN im Bayerischen Landtag ist es wichtig, Politik im wahrsten Sinne des Wortes 
„be-greifbar“ zu machen und mehr junge Menschen – vor allem auch Frauen – für die Politik zu gewin-
nen. Deshalb machen wir uns unter anderem für eine Herabsetzung des Wahlalters bei Kommunal-
wahlen auf 16 Jahre stark. Außerdem setzen wir uns für eine bessere Verankerung der Jugendparla-
mente im Kommunalrecht ein und werden bis September gleich mehrere Bildungsinitiativen auf den 
Weg bringen. So wollen wir jungen Menschen eine laute Stimme im politischen Diskurs verschaffen, 
die über YouTube hinausgeht, um auch von den politischen Entscheidungsträgern vor Ort gehört zu 
werden.

„Wir wollen jungen
Menschen eine laute
Stimme im politischen
Diskurs verschaffen,
die über YouTube 
hinausgeht, um auch
von den politischen
Entscheidungsträgern
vor Ort gehört 
zu werden.“
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Rekordinvestitionen  
� in Wirtschaft und 
      Wissenschaft

Für das Haushaltsjahr 2019/2020 nimmt der Freistaat so viel Geld wie noch nie in die 

Hand. Das liegt vor allem an den umfangreichen Hilfsmaßnahmen für Gesellschaft  

und Wirtschaft, die durch die Corona-Pandemie erforderlich geworden sind. Doch wir 

investieren auch kraftvoll in die Zukunft – und haben dazu im März den ersten Nach

tragshaushalt auf den Weg gebracht. 

Drei Schwerpunkte unserer Fördermaßnahmen: Zukunfts­
technologien, Jugendarbeit und Artenschutz.
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Weitere Initiativen, auf die wir uns mit unserem Koalitionspartner  
verständigt haben: 

•	 Modellprojekte der Schulen zu „Alltagskompetenz / Lebensökonomie“: 
450.000 Euro 

•	 Zuschuss zu 75 Jahre „Befreiung KZ Dachau“ und Behindertenfahrzeugen  
für die KZ-Gedenkstätte Dachau: 150.000 Euro

•	 Bayerische Kurorte und Heilbäder zu „Smart Health Cities“ entwickeln: 
68.000 Euro 

•	 Waldpädagogik / Umweltbildung (Unterstützung von Einzelprojekten in 
waldpädagogischen Einrichtungen): 500.000 Euro

•	 Förderung der „Heimatstuben“, Vertriebenenkultur pflegen: 500.000 Euro 

•	 Zuschuss an Alpenverein zum Umbau des Alpinen Museums auf der  
Praterinsel, München: 800.000 Euro 

•	 Pilotprojekt Saatkrähen: 100.000 Euro 

•	 Bayerisches Krebsforschungszentrum: 1.000.000 Euro 

•	 Zuschuss für Musikschulen: 800.000 Euro 

•	 Zuschuss für nichtstaatliche Theater: 500.000 Euro 

•	 Urzeitfund „Danuvius guggenmosi“: Finanzierung der  
Projektkoordination sowie der Grabungsleitung: 450.000 Euro 

•	 Konzept für Gesamtbayerisches Kulturfestival: 100.000 Euro 

Mit Ausgaben in Rekordhöhe wollen wir 
insbesondere den Wissenschafts- und 
Wirtschaftsstandort Bayern stärken. 
Allein für die Wissenschaftsförderung 
geben wir 13 Millionen Euro zusätzlich 
aus. Außerdem investieren wir kräftig 
in Zukunftstechnologien. Unsere heimi-
sche Wirtschaft ist in vielen Bereichen 
weltweit führend – und kann durch Ent-
wicklung und Innovation einen wich-
tigen Beitrag zur Bewältigung globaler 
Herausforderungen leisten. Darin liegt 
eine Chance, unsere internationale Spit-
zenposition auszubauen und eine füh-
rende Rolle etwa beim Klimaschutz ein-
zunehmen. Das Wirtschaftsministerium 
unter Hubert Aiwanger wird diesen Pro-
zess mit gezielter Projektförderung noch 
weiter anschieben. 

Besonders wichtig ist uns FREIEN 
WÄHLERN im Bayerischen Landtag ein 
deutliches Signal der Unterstützung 
in Richtung Landwirtschaft. Gerade 
in den vergangenen Monaten haben 
unsere bayerischen Bauern zu Recht 
mangelnde Wertschätzung und büro-
kratische Hindernisse beklagt. Auch 
deshalb fördern wir die Landwirtschaft 
mit zusätzlichen 7,8 Millionen Euro – 
darunter Mittel für den Bau eines Vor-
zeigestalls sowie Forschungsmittel im 
Bereich der Düngung. 

Wir als FREIE WÄHLER Landtagsfrak-
tion stehen für kulturelle Vielfalt – denn 
auch sie ist eine wichtige Aufgabe des 
Freistaats, wenn es um die Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
Stadt und Land geht. Deshalb werden 
wir zahlreiche Leuchtturmprojekte der 

Gerade in konjunkturell  
schwieriger werdenden 
Zeiten gilt es, kraftvoll  
in die Zukunft zu  
investieren.

Kultur- und Kreativwirtschaft mit rund 
180.000 Euro zusätzlich unterstützen. 
Auch Jugendpolitik bleibt ein wichtiges 
Anliegen der FREIE WÄHLER Landtags
fraktion: So erhält der Bayerische 
Jugendring im Nachtragshaushalt ins-
gesamt 2,4 Millionen zusätzlich – einen 
Großteil davon auf unsere Initiative. 
Damit kann der BJR sein Finanzloch in 
Höhe von 1,5 Millionen Euro vollständig 
stopfen und so ohne finanzielle Sorgen 

seine wichtige Jugend- und Projekt
arbeit fortsetzen. 

Ebenfalls ganz oben auf unserer politi-
schen Agenda: der Artenschutz. Rund 
eine Viertelmillion fließen in Schutz-
maßnahmen, um Wildtiere und Vögel 
vor Verletzungen beim Mähvorgang zu 
schützen. 30.000 Euro sind außerdem 
für das Projekt „Rettet die Artenvielfalt 
an und in Gewässern“ geplant. 

Lesen Sie mehr zum Zweiten Nachtragshaushalt zur 
Bewältigung der Corona-Pandemie ab Seite 14.
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Chronologie der  
� Corona-Maßnahmen
Die Corona-Pandemie hat den Freistaat Bayern in den vergangenen Wochen in eine 

unvergleichliche und in ihren Ausmaßen historische Ausnahmesituation geführt. 

Die vorgenommenen Beschränkungen zum Schutz der Bevölkerung waren ebenso 

richtig und wichtig, wie die mittlerweile eingeleitete Rückkehr zu einem neuen Leben 

mit dem Virus. Dass wir viele Beschränkungen des öffentlichen Lebens bereits 

zurücknehmen konnten, ist vor allem dem entschlossenen und raschen Handeln 

unserer Bayernkoalition geschuldet. Entscheidende Wegmarken unseres Krisen­

managements haben wir an dieser Stelle zusammengefasst. 

1. März 
Bayerns Coronavirus-Krisenstab  
berät zum ersten Mal.

10. März 
Der Freistaat verbietet Veranstaltungen  
mit mehr als 1.000 Teilnehmern.

13. März 
Kultusminister  
Piazolo verkündet  
die Schließung 
aller Schulen und 
Kitas. Wirtschafts-
minister Aiwanger  
stellt einen 
10-Milliarden-Euro-
Rettungsschirm 
für die Bayerische 
Wirtschaft vor. 16. März 

Die Staatsregierung ruft den Katstrophenfall aus. Es werden umfangreiche Maß-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung und der Wirtschaft bekannt gegeben. Darun-
ter: Kommunal-Stichwahl nur per Brief; längere Öffnungszeiten für Lebensmittel-
geschäfte; Schließung aller Freizeiteinrichtungen.

18. März 
Der Landtag tagt 
ab sofort nur 
noch mit einem 
Fünftel der 
Abgeordneten, 
bleibt aber  
beschlussfähig.

19. März 
Das Kultusministerium verschiebt neben dem 

Abitur auch die Abschlussprüfungen für Mittel-
schulen, Realschulen und Wirtschaftsschulen. 

Der Landtag beschließt das Soforthilfe-Paket 
für die bayerische Wirtschaft. Das Wirtschafts-

ministerium kurbelt die Eigenproduktion von 
Atemschutzmasken in Bayern mit mittelständi-

schen Unternehmen an.

20. März 
Die Staatsregierung verkündet weitreichende Ausgangs
beschränkungen für den ganzen Freistaat. Das Verlassen  
der eigenen Wohnung ist nur noch bei Vorliegen triftiger  
Gründe erlaubt.

24. März 
Der Freistaat Bayern  

verdoppelt sein 
Corona-Programm:  

Die Hilfen für das Ge-
sundheitswesen und 
die Wirtschaft sollen 

nun nicht nur 10,  
sondern 20 Milliarden 

Euro umfassen.

25. März 
Der Landtag verabschiedet ein neues  
Bayerisches Infektionsschutzgesetz,  
das dem Staat weitreichende Befugnisse  
zur Sicherstellung der medizinischen  
Versorgung einräumt.

31. März 
Wirtschaftsminister  
Aiwanger stockt die  
Corona-Soforthilfe-
Sätze auf.

3. April 
Wirtschaftsminister Aiwanger  
handelt einen Kompromiss zu  
Betriebsschließungsversicherungen  
aus.
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16. Juni 
Die Staatsregierung beschließt weitere 
Lockerungen, darunter die Beendigung 

des Katastrophenfalls. Außerdem  
dürfen sich im öffentlichen Raum 

wieder bis zu zehn Personen treffen. 
Hallenbäder, Thermen und Wellness
bereiche dürfen wieder öffnen. Auch 

Vereinssitzungen sind wieder gestattet.

7. April 
Das Kabinett beschließt eine 500-Euro-Prämie für  
Pflegekräfte. Auch Gärtnereien und Jugendherbergen 
können jetzt Soforthilfen beantragen.

14. April 
Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion legt eine Drei-Phasen-Strategie  
zu schrittweisen Lockerungen der Corona-Maßnahmen vor. Darin for-
dern die Abgeordneten unter anderem flächendeckende Tests auf den 
Erreger, eine schrittweise Öffnung des Einzelhandels unter Einhaltung 
der Hygiene- und Abstandsregeln sowie zeitnahe Grenzöffnungen zu 
den Anrainerstaaten.

15. April 
Das Kabinett legt einen Fahrplan zur Öffnung von Schulen vor.  
Den Anfang machen die Abschlussklassen: Sie dürfen am 27. April  
an die Gymnasien, Real- und Mittelschulen sowie an die Meister- 
schulen zurückkehren.

16. April 
Das Kabinett legt einen Fahrplan zu Corona-
Lockerungen vor. Demnach dürfen Baumärkte, 
Gartencenter und Gärtnereien zum 20. April öffnen; 
Geschäfte mit bis zu 800 Quadratmetern zum  
27. April und Friseure zum 4. Mai. 

17. April 
Wirtschaftsminister Aiwanger 

fordert einen Zeitplan  
für Gasthäuser. 19. April 

Die FREIEN WÄHLER fordern 
eine Maskenpflicht und die 
Öffnung größerer Geschäfte.

20. April 
Ministerpräsident  
Söder kündigt die  
Maskenpflicht an.

20. April 
Künstler erhalten Corona-Hilfen in Höhe von 3.000 Euro. 24. April 

Der Landtag beschließt Rekordinvesti
tionen zur Bewältigung der Corona-
Krise und verabschiedet das Gesetz 
über einen BayernFonds.

5. Mai 
Die Staatsregierung beschließt weitere Lockerungen (darunter: Aufhe-

bung der Ausgangsbeschränkung; Besuche in Alten- und Pflegeheimen 
sowie Krankenhäusern wieder erlaubt; Präsenzunterricht für alle Schüler 

ab 15. Juni; Öffnung von Museen sowie großen Geschäften, die mehr als 
800 Quadratmeter Verkaufsfläche haben) und legt einen Zeitplan für die 

Gastronomie vor (Öffnung der Außengastronomie ab 18. Mai, Öffnung 
von Speiselokalen ab 25. Mai, Öffnung für den Tourismus ab 30. Mai).

26. Mai 
Die Staatsregierung beschließt Lockerungen im  
Freizeitbereich (Freibäder und Fitnessstudios  
dürfen ab 8. Juni öffnen; Theateraufführungen,  
Konzerte und Filmvorführungen sind  
ab 15. Juni wieder erlaubt).

9. Juni 
Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion 

stellt ihr Strategiepapier „Lessons  
learned – Lehren aus Corona“ vor,  
das Handlungsempfehlungen für  

nahezu alle Bereiche des öffentlichen 
Lebens enthält.

(Stand zum Redaktionsschluss am 06.07.2020) 13



Rekordausgaben zur 
Krisenbewältigung
Der Freistaat nimmt zur Bewältigung der Corona-Krise viel Geld in die Hand. So wollen wir erhalten, 

was Generationen zuvor aufgebaut haben – und Bayern für den Neustart wappnen.

Geld für die Wirtschaft, den Gesundheitssektor, für Kultur-
schaffende, Selbständige und landwirtschaftliche Betriebe: 
Um den Freistaat sicher durch die Corona-Krise zu navigieren 
und ihm zu einem erfolgreichen Neustart nach dem Lockdown 
zu verhelfen, hat der Landtag ein Milliardenpaket geschnürt. 
Wir als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion sind überzeugt: Zur 
Bewältigung dieser Ausnahmesituation war die Neuverschul-
dung richtig und notwendig. Klar ist aber auch: Wir haben 
einen Rekord aufgestellt, den wir uns alle nicht gewünscht 
haben. Denn nie zuvor hat der Freistaat so viele Schulden auf-
nehmen müssen. 

Nachdem Mitte März im Zuge des ersten Nachtragshaushalts 
der Weg für einen „Bayerischen Schutzschirm“ in Höhe von 
10 Milliarden Euro frei gemacht worden war, hat der Landtag 

im Mai mit dem Gesetz über den Zweiten Nachtragshaushalt 
weitere Haushaltsmittel sowie Bürgschaften und Garantien 
bewilligt. Dabei haben wir auch das Gesetz über einen Bayern-
Fonds verabschiedet, der staatliche Kreditbürgschaften und 
die Möglichkeit zur vorübergehenden Übernahme von Unter-
nehmensanteilen durch den Freistaat vorsieht, um systemre-
levante bayerische Firmen vor der Insolvenz oder der Über-
nahme durch ausländische Investoren zu schützen. 

Insgesamt stehen damit 20 Milliarden Euro für die Krisen-
bewältigung und 46 Milliarden Euro für den BayernFonds – 
davon 20 Milliarden Euro für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
und 26 Milliarden Euro für Garantien – zur Verfügung; viel 
Geld also, um die wirtschaftlichen, gesundheitlichen und so-
zialen Folgen der Corona-Krise abzumildern. 
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Erleichterungen beim Kurzarbeitergeld
Betriebe können Kurzarbeitergeld schon nutzen, wenn nur 
10 Prozent der Beschäftigten vom Arbeitsausfall betroffen sind –  
statt wie bisher ein Drittel. 

Soforthilfen
Freistaat und Bund stellen Freiberuflern und Unternehmen in 
Bayern mit bis zu 250 Beschäftigten auf Antrag eine Soforthilfe 
für fortlaufenden Sach- und Finanzaufwand zur Verfügung. 
Solo-Selbständige und Künstler können als Soforthilfe für den 
Lebensunterhalt über drei Monate je 1.000 Euro erhalten.

Sozialschutz-Paket und erleichterter Zugang zur Grund
sicherung
Das Sozialschutz-Paket des Bundes erleichtert Erwerbstäti-
gen, die von der Krise besonders betroffen sind, den Zugang 
zur sozialen Sicherung. Das Paket richtet sich besonders an 
Kleinstunternehmer und Solo-Selbstständige. 

Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen
Um eine etwaige Verschärfung der finanziellen Schwierigkei-
ten durch die monatliche Fälligkeit der Sozialversicherungs-
beiträge zu vermeiden, können Unternehmen die Stundung 
von Sozialversicherungsbeiträgen beantragen.

Steuerliche Liquiditätshilfen für Unternehmen 
Unternehmen wird ein liquiditätsschonender Steuervollzug 
zugestanden (u. a. erleichterte und zinsfreie Stundung, einfa-
che Kürzung von Vorauszahlungen, ein besonderer Verlust
rücktrag auf 2019 und der Verzicht auf Vollstreckungsmaß-
nahmen).

Kredite, Bürgschaften und Beteiligungen
LfA, KfW und Bürgschaftsbanken stellen über Fördermaß-
nahmen Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung. Bund 
und Freistaat bieten unter bestimmten Bedingungen sowohl 
Garantien als auch Eigenkapital an. 

Garantien des Bundes für Exporte und Warenkredite
Unternehmen können Exportgeschäfte auch innerhalb der 
EU und in bestimmten OECD-Ländern mit staatlichen Export
kreditgarantien des Bundes absichern. Zudem haben der Bund 
und die Warenkreditversicherer einen Schutzschirm verein-
bart, durch den Kreditversicherer die bestehenden Kredit
limits weitestgehend aufrechterhalten können.

Aussetzen der Insolvenzantragspflicht
Um Unternehmensinsolvenzen zu vermeiden, hat der Bund 
ein Gesetz verabschiedet, das vorübergehende Erleichterun-
gen im Insolvenzrecht einführt und insbesondere die Pflicht 
zur Anmeldung einer Insolvenz bis 30. September 2020 aus-
setzt.

Befristete Absenkung der Mehrwertsteuer
Vom 1. Juli bis 31. Dezember 2020 wird der Satz von 19 Prozent 
auf 16 Prozent abgesenkt. Der ermäßigte Satz wird von sieben 
auf fünf Prozent gesenkt. 

Sonstige Finanzhilfen
•	 Stundung von Mitgliedsbeiträgen und Ratenzahlungen bei 

Berufsgenossenschaften 
•	 Liquiditätshilfen für bayerische Busunternehmen im  

Schuldienst 
•	 Härteausgleich für staatlich geförderte nichtstaatliche 

Kunst- und Kultureinrichtungen 
•	 Hilfspaket für bayerische Krankenhäuser und Reha- 

Kliniken 
•	 Kinderbonus in Höhe von 300 Euro und weitere Corona-

Hilfen für Eltern
•	 Sonderzahlungen für Beschäftigte bis 1.500 Euro steuerfrei
•	 Hinzuverdienstgrenze für das Jahr 2020 von 6.300 auf 

44.590 Euro angehoben. Jahreseinkünfte bis zu dieser  
Höhe führen nicht zu einer Kürzung einer vorgezogenen 
Altersrente.

Zusammenfassung der wichtigsten  
Corona-Hilfsmaßnahmen
Der Freistaat und der Bund haben eine Reihe von Hilfsmaßnamen beschlossen, die durch Bundes- und/oder Landesmittel  

finanziert werden. 
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Neustart für politische 
Reformen nutzen 
Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion will Konsequenzen aus der Corona-Pandemie ziehen. Dazu hat eine zehn

köpfige Taskforce der Fraktion ein über sechzig Seiten starkes Strategiepapier erarbeitet, das Reformvorschläge  

für nahezu alle Bereiche des öffentlichen Lebens enthält. Wo sie Handlungsbedarf sehen, erklären der Fraktions

vorsitzende Florian Streibl und sein Parlamentarischer Geschäftsführer Dr. Fabian Mehring, Leiter der Arbeitsgruppe, 

im Interview.

Herr Dr. Mehring, die Pandemie ist noch nicht 
einmal überstanden, da will die FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion bereits Konsequenzen aus der 
Corona-Krise ziehen. Ist es dafür nicht etwas 
früh?

Mehring: Im Gegenteil! Die Corona-Krise hat auch 
in Bayern wie ein Brennglas gewirkt und Fehl-
entwicklungen der Vergangenheit schonungslos 
offengelegt. Dazu gehören Preissteigerungen bei 

Schutzausrüstung, abgebrochene Lieferketten, mangelhafte internatio-
nale Abstimmung oder die Abhängigkeit von ausländischen Arzneimit-
telproduzenten. Angesichts dieser Missstände kommt ein unreflektiertes 
„Weiter so“ für uns nicht infrage. Genau jetzt eröffnet sich die historische 
Chance, den Neustart nach dem wochenlangen Lockdown für politische 
Reformen zu nutzen. 

Wo sehen Sie denn Reformbedarf?

Mehring: Das betrifft alle wichtigen Politikfelder. Wir müssen unser Ge-
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sundheitssystem reformieren, überfällige Trans-
formationsprozesse in Wirtschaft und Gesellschaft 
anstoßen sowie die Digitalisierung voranbringen. 
Außerdem gilt es, die unter Hochdruck gefällten 
Beschlüsse der vergangenen Wochen kritisch zu 
hinterfragen. Nur wenn wir die Krise konsequent 
aufarbeiten, kann unsere Gesellschaft gestärkt und 
erneuert aus ihr hervorgehen. Wenn wir das clever  
machen, kann ein modernisiertes Bayern nach  
Corona noch besser werden als zuvor. 

Herr Streibl, ist das Strategiepapier so zu verstehen, dass Sie mit dem 
Krisenmanagement der Staatsregierung unzufrieden sind?

Streibl: Mitnichten! Die von den FREIEN WÄHLERN und ihrem Koalitions-
partner getragene Staatsregierung ist auch dank der unter großem zeit-
lichen Druck gefassten Beschlüsse zum Maßstab der Krisenbewältigung 
in Deutschland geworden, an der sich nicht nur die Länder, sondern auch 
die Bundesregierung orientiert haben. Diese Vorreiterrolle wollen und 
können wir auch bei der Aufarbeitung der Krise einnehmen.

Punkt 1 des Strategiepapiers zählt Handlungsempfehlungen im Bereich 
der Gesundheits- und Pflegepolitik auf. Was muss sich in diesem Be-
reich ändern?

Streibl: Wir schlagen unter anderem vor, das System der Krankenhaus-
finanzierung auf den Prüfstand zu stellen. Denn die Finanzierung durch 
Fallpauschalen wirkt sich gerade auf kleinere Krankenhäuser nachteilig 
aus. Doch diese Gesundheitseinrichtungen sind dringend notwendig, um 
dauerhaft eine flächendeckende und wohnortnahe Krankenhausstruktur 
zu gewährleisten. Wir schlagen deshalb eine Sockelfinanzierung vor. Au-
ßerdem müssen die Arbeitsbedingungen in der Pflege dringend verbes-
sert werden. Wichtig ist auch, die Produktion von gesundheitsrelevanten 
Gütern zurück nach Deutschland und Europa zu holen. Die Herstellung 
von Medikamenten komplett in asiatische Hände zu geben, war ein gro-
ßer Fehler. Das müssen wir ändern, auch wenn es Geld kostet.

Auch im Bereich des Katstrophenschutzes schlagen Sie Änderungen 
vor. Warum?

Streibl: Das Katastrophenschutzgesetz muss reformiert sowie Hilfsorga-
nisationen und Freiwillige Feuerwehren besser für Pandemien gerüstet 

werden. Das heißt konkret: Wir brauchen mehr Lagerkapazitäten, ein effi-
zienteres Ressourcenmanagement und einen höheren Grad der Standar-
disierung bei Abläufen. Außerdem muss die Versorgung mit Grundnah-
rungsmitteln und Verbrauchsgütern auch in Krisenzeiten sichergestellt 
sein. Dazu gehört auch eine Strategie für Unternehmensumstellungen 
zur Produktion krisenrelevanter Güter. 

Das Coronavirus hatte ganz Europa im Griff, doch statt paneuropäisch 
zu handeln, gab es vor allem nationalstaatliche Bemühungen zur Be-
kämpfung der Pandemie – geschlossene Grenzen inklusive. Kann das 

„Die Corona-Krise hat auch in Bayern 
wie ein Brennglas gewirkt und  

Fehlentwicklungen der Vergangenheit  
schonungslos offengelegt.“

Dr. Fabian Mehring

Bei einer Pressekonferenz haben 
Abgeordnete der FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion das Strategiepapier 
„Lessons learned“ vorgestellt.

17



für eine Staatengemeinschaft wie die EU der richtige Weg 
sein?

Mehring: Ganz klar nein! Wir müssen leider feststellen, dass 
Europa strukturell nicht auf diese Krise vorbereitet war – das 
muss sich ändern. Es braucht künftig grenzübergreifend ab-
gestimmte Pandemie-Pläne sowie einen Gesundheits-Not-
mechanismus. Daneben wollen wir uns für ein System zur 
europaweiten Arbeitsteilung im Krisenfall einsetzen, um die 
Versorgungssicherheit unabhängig von Drittländern gewähr-
leisten zu können. Wichtig ist uns auch, dass die finanzielle 
Bewältigung der Krise keinen Tabubruch nach sich zieht. 
Das heißt: kein Aufweichen des Verschuldungsverbots, keine 
Eurobonds in Milliardenhöhe und kein bodenloser Recovery 
Fonds. 

Die Wirtschaft wird noch lange mit den Folgen der Pandemie 
zu kämpfen haben. Wie wollen Sie Unternehmen bei ihrem 
Neustart unterstützen?

Streibl: Wichtig ist, dass wir den Neustart der Wirtschaft sowie 
den Umbau der Energieversorgung im Einklang mit ökologi-
schen Belangen vollziehen. Außerdem müssen wir Investiti-
onsanreize für Unternehmen setzen, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des Freistaats langfristig sicherzustel-

len und die landwirtschaftliche Produktion noch unabhängi-
ger von globalen Entwicklungen zu machen. Daneben müssen 
steuerliche Erleichterungen für kleine und mittelständische 
Unternehmen sowie eine Reform des Mehrwertsteuersystems 
auf den Weg gebracht werden. Außerdem wollen wir uns für 
einen generellen Abbau von Bürokratie sowie die Förderung 
von Forschung und Entwicklung einsetzen.

Die Opposition fordert, dass der Landtag künftig über 
Grundrechtseinschränkungen, die im Rahmen des Infekti-
onsschutzes erforderlich sind, informiert werden soll. Was 
halten Sie davon?

Mehring: Das Parlamentsbeteiligungsgesetz regelt bereits, 
dass das federführende Ministerium den Landtag informiert, 

Mitglieder der Corona-Taskforce:

wenn es entsprechende Ermächtigungen erhält und von die-
sen Gebrauch machen möchte. So ist geregelt, dass das Par-
lament über alle Schritte, die zum Schutz der Bevölkerung 
notwendig erscheinen, informiert ist, gleichzeitig aber das 
Selbstorganisationsrecht der Staatsregierung gewahrt bleibt. 
Denn es ist dieses Recht, das eine schnelle Reaktionsmög-
lichkeit sowie ausreichenden Handlungsspielraum gewähr-
leistet – beides ist dringend notwendig, um einer Pandemie 
entschieden entgegentreten zu können. Gleichwohl haben 
wir, die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion, schon früh und sehr 
ernsthaft eine stärkere Einbindung des Landtags bei grund-
rechtseinschränkenden Maßnahmen angemahnt. 

Herr Streibl, Sie haben einmal gesagt, die Corona-Krise sei 
auch ein Charakter- und Stresstest. Was haben Sie damit 
gemeint?

Streibl: Wir können die Corona-Pandemie nur in den Griff 
bekommen, wenn jeder Einzelne bereit ist, seinen Beitrag 
zu leisten. Es spricht für die Menschen im Freistaat, dass so 
viele die verordneten Maßnahmen befolgen. Doch es gibt auch 
jene, die die Corona-Politik zu einer Verschwörung umdeuten.  
Das zeigt uns, wie wichtig eine umfassende Krisenkommuni-
kation ist.

„Die von den FREIEN WÄHLERN 
und ihrem Koalitionspartner  

getragene Staatsregierung ist zum 
Maßstab der Krisenbewältigung in 

Deutschland geworden.“

Florian Streibl

Hans Friedl Rainer Ludwig Gerald Pittner

Manfred Eibl Tobias Gotthardt Susann Enders

Joachim Hanisch Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer

Eva Gottstein

Florian Streibl Dr. Fabian Mehring
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Bayern und das Coronavirus: 
Wie geht es jetzt weiter?
Angesichts der aktuell notwendigen Hygienebestimmungen stehen viele Bereiche des öffentlichen 

Lebens vor enormen Herausforderungen. Mehrere Arbeitsgruppen unserer Fraktion haben in  

einer „Bayerischen Drei-Phasen-Strategie“ Szenarien entwickelt, wie das Leben in Bayern im Zuge 

der schrittweisen Lockerungen der Corona-Einschränkungen wieder hochgefahren werden kann. 

Kinderbetreuung
Hochschulen, Schulen und 
Kindergärten müssen unter 
Einhaltung gesundheitli-
cher Vorsorgemaßnahmen 
möglichst rasch wieder voll-
ständig öffnen können. Beim 
digitalen Lernen muss ein 
gleichberechtigter Zugang 
zu den digitalen Angeboten 
sichergestellt werden. Dies 
dient nicht nur unserem Bil-
dungs- und Betreuungsauf-
trag, sondern auch dazu, dass 
Unternehmen größere Pla-
nungssicherheit bekommen, 
mit welchen Mitarbeitern sie 
rechnen können.

Vereinsleben
Vereine und gemeinnützige 
Organisationen können mit 
ihren vielfältigen Angebo-
ten und Aktivitäten dazu 
beitragen, den Menschen in 
der schwierigen Übergangs-
phase ein Stück Normalität 
zurückzugeben. Doch damit 
sie ihre Dienste möglichst 
zeitnah wieder anbieten 
können, brauchen sie Un-
terstützung. Wir als FREIE 
WÄHLER Landtagsfraktion 
wollen den Vereinen helfen, 
den steigenden Organisati-
onsaufwand zu bewältigen –  
und haben die Staatsregie-
rung deshalb aufgefordert zu 
überprüfen, welche Unter-
stützungsleistungen möglich 
sind. 

Religion
Auch Zusammenkünfte in 
Kirchen, Moscheen, Synago-
gen sowie religiöse Feierlich-
keiten und Veranstaltungen 
und die Zusammenkünfte an-
derer Glaubensgemeinschaf-
ten müssen zunehmend 
ermöglicht werden. Denk-
bar ist, die derzeit zulässige 
Höchstzahl an Teilnehmen-
den in den kommenden Mo-
naten gestaffelt ansteigen zu 
lassen. Parallel hierzu könn-
ten häufigere Gottesdienste 
angeboten werden, um die 
Zahl der Teilnehmer gering 
zu halten. Parallel zu einer 
schrittweisen Öffnung sollte 
für Senioren und Angehörige 
von weiteren Risikogruppen 
aber nach wie vor die Emp-
fehlung ausgesprochen wer-
den, auf Fernseh- und Online-
gottesdienste auszuweichen.

Ältere und pflegebedürftige 
Menschen 
Im Zuge der Corona-Locke-
rungen müssen auch für 
Senioren und Pflegebedürf-
tige zunehmend Möglichkei-
ten der sozialen Interaktion 
mit Angehörigen geschaf-
fen werden. Selbstbestim-
mung und grundgesetzlich 
garantierte Freiheitsrechte 
sind dabei sorgfältig mit der 
gebotenen Fürsorge abzu-
wägen und weitmöglichst 
zu gewährleisten. Voraus-
setzung dazu ist die Stär-
kung des Gesundheits- und 
Pflegesystems durch mehr 
Personal. Außerdem müs-
sen Risikogruppen beson-
ders geschützt werden –  
dazu bedarf es genügend 
Schutzmasken und Desinfek-
tionsmittel sowie Tests auf 
das Virus. 

Mehrere Arbeitsgruppen unserer Fraktion haben in einer „Bayerischen 
Drei-Phasen-Strategie“ Szenarien entwickelt, wie das Leben in Bayern im 
Zuge der schrittweisen Lockerungen der Corona-Einschränkungen wieder 
hochgefahren werden kann. 
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Rasch für Wiederaufschwung  
der Wirtschaft sorgen!
Die erste Phase der Corona-Pandemie ist vorüber. Allmählich werden auch die wirtschaftlichen Folgen klarer. 

Auch dank der umfangreichen Wirtschaftshilfen ist der Freistaat auf den Abschwung gut vorbereitet.  

Zur erfolgreichen Pandemiebekämpfung war das Herunter-
fahren der Wirtschaft und des gesamten öffentlichen Lebens 
unumgänglich. Damit auf die Corona-Krise keine Wirtschafts-
krise folgt, gilt es jetzt, für einen raschen Aufschwung zu sor-
gen. Denn nach aktuellen Konjunkturprognosen bewegt sich 
der von der Corona-Pandemie ausgelöste Wirtschaftseinbruch 
in Bayern in einer Größenordnung von fünf bis zehn Prozent. 
Auch wenn sich unsere Befürchtungen damit mehr als bestäti-
gen: Mit unseren umfangreichen Wirtschaftshilfen haben wir 
gut vorgebaut und die Basis für einen schnellen Aufschwung 
nach dem Ende der Pandemie gelegt.

Das Wirtschaftsministerium unter Hubert Aiwanger hat früh-
zeitig reagiert, um die wirtschaftlichen Einbußen abzufedern. 
Mit dem Dreiklang aus Soforthilfen, Kreditbürgschaften und 
dem BayernFonds haben wir die Voraussetzungen geschaf-
fen, um unseren Betrieben nach dem Lockdown zu einem 

erfolgreichen Neustart zu verhelfen. Das milliar-
denschwere Rettungspaket des Freistaats ist daher 
trotz der notwendig gewordenen Neuverschuldung 
ausdrücklich zu begrüßen. 

Allerdings sind für einen schnellen Wiederauf-
schwung weitere Maßnahmen erforderlich. Kon-
kret sprechen wir uns für Steuererleichterungen für 
kleine und mittelständische Unternehmen sowie 
eine befristete Wiedereinführung der degressiven 
Abschreibung aus. Nötig sind außerdem die steu-
erliche Förderung von Forschung und Entwicklung, 
eine Anrechnung der Gewerbe- auf die Einkom-
mensteuer sowie die vollständige Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags, um der angeschlagenen 
Wirtschaft einen Innovations- und Investitions-
schub zu ermöglichen. Auch die Einführung eines 
Industriestrompreises halten wir für notwendig. 

Wichtig ist zudem, den größten Arbeitgeber im 
Freistaat, die heimische Automobilbranche, beim 
erforderlichen Strukturwandel zu unterstützen. 
Nur durch gezielte Modernisierungen kann die 
angeschlagene Branche auch künftig neben der 
globalen Konkurrenz bestehen. In diesem Zusam-
menhang ist auch notwendig, den eingeschlagenen 
Weg der schrittweisen Lockerungen konsequent 
weiterzugehen. Für die Erholung der Wirtschaft ist 
eine weitgehende Rückkehr zur Normalität unab-
dingbar, natürlich stets verbunden mit den Hygiene
standards.

Auch in den kommenden Monaten werden wir alles 
dafür tun, um Unternehmen, die besonders hart 
von der Corona-Pandemie und den damit zusam-
menhängenden Betriebsschließungen und Um- 
satzausfällen betroffen sind, zu unterstützen. Denn 
es gilt zu erhalten, was Generationen vor uns auf-
gebaut haben.
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Corona als Chance:  
� Digitale Angebote im  
Kulturbereich bewahren!
In den vergangenen Monaten sind auch im Freistaat zahlreiche Veranstaltungen, Kon-

zerte und Ausstellungen wegen des Coronavirus abgesagt worden. Doch auch wenn wir 

in diesem Jahr auf viele kulturelle Highlights verzichten müssen, heißt das nicht, dass 

Kultur nicht mehr stattfinden kann. 

Schon in den vergangenen Wochen haben Kunst- und Kulturschaffende mit viel En-
gagement und Ideenreichtum bewiesen, dass Kultur auch in Zeiten von Ausgangs-
beschränkung und Kontaktverbot konsumiert werden kann: Klassische Konzerte, 
Ballett- und Theateraufführungen wurden im Fernsehen ausgestrahlt oder per Live-
Stream im Internet übertragen und mittels virtueller Führungen konnten sogar Aus-
stellungen besucht werden. Diese bereits initiierten neuen Formate gilt es in den 
kommenden Monaten weiter auszubauen und zu fördern, um sie so für die Zukunft 
zu bewahren. 

Auch außerhalb der eigenen vier Wände wollen wir Kultur rasch wieder ermöglichen –  
immer unter der Voraussetzung, dass die Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen 

eingehalten werden können. Hierzu gehören Desinfek-
tion, Mundschutz und die Einhaltung von Sicherheits-
abständen, die rasche Entwicklung konkreter Kon-
zepte für die unterschiedlichen Kulturangebote sowie 
deren konsequente Umsetzung für die verschiedenen 
Kultureinrichtungen. Zur Nachverfolgung möglicher 
Infektionsketten sind über die einzelnen Kulturspar-
ten hinweg personalisierte Einlasskarten beziehungs-
weise eine Pflicht zur personalisierten Anmeldung zu 
erwägen.

Außerdem muss gewährleistet sein, dass das Publikum 
die Kunst verantwortungsbewusst und diszipliniert ge-
nießt. Bereiche mit hoher Ansteckungsgefahr, in denen 
eine disziplinierte Wahrnehmung der kulturellen An-

gebote etwa aufgrund von Alkoholkonsum nicht sichergestellt werden kann und wo 
die Nachverfolgung von Infektionsketten schwierig ist, müssen deshalb vorerst ge-
schlossen bleiben. Eine Öffnung ist nach unserer Überzeugung erst möglich, wenn 
die Reproduktionsrate längerfristig unter 1 bleibt oder ein Impfstoff verfügbar ist. 

Gerade für existenzbedrohte private Kultureinrichtungen und Livemusik-Stätten, 
in denen Schutzkonzepte nur schwer umgesetzt werden können, sind deshalb wei-
tere Unterstützungs- und Hilfsangebote erforderlich. Daneben kann aber auch jeder 
Einzelne seine Solidarität zeigen – und etwa auf die Geldrückerstattung für bereits 
gekaufte Tickets verzichten und stattdessen Ersatztermine wahrnehmen.

Die neuen digitalen  
Formate gilt es in den 
kommenden Monaten 
weiter auszubauen  
und zu fördern, um sie  
so für die Zukunft  
zu bewahren.

21

Ausblick III



Was muss sich ändern, damit 
die Menschen im ländlichen 
Raum auch in Zukunft von A 
nach B kommen? Ein Gespräch 
mit Manfred Eibl, verkehrs
politischer Sprecher.

1	 Herr Eibl, qualifizierte Arbeitskräfte und junge 
Familien wandern häufig in die Ballungsräume 
ab, weil dort attraktive Arbeitsplätze, Ärzte, 
Museen und weiterbildende Schulen locken. Ist 
es da überhaupt sinnvoll, in ländliche Mobilität 
zu investieren? 
Selbstverständlich! Wir brauchen starke länd-
liche Räume, um die Metropolregionen zu ent-
lasten. Erfolgreiche Unternehmen auf dem Land 
schaffen Arbeitsplätze und tragen dazu bei, den 
Wohn- und Verkehrsdruck in den Ballungsräu-
men zu reduzieren. Deshalb ist es so wichtig, auf 
dem Land für einen guten ÖPNV zu sorgen. Die 
erfolgreiche Zukunft ländlicher Räume entschei-
det sich unter anderem daran, nutzerorientierte 
Mobilitätsangebote in die Fläche zu bringen.

2	 Welche Hauptprobleme sehen Sie gegenwärtig 
für die Mobilität im ländlichen Raum?
Derzeit haben wir auf dem Land Rahmenbedin-
gungen, die den öffentlichen Nahverkehr extrem 
unattraktiv machen. Nehmen Sie den Schüler-
verkehr: Er ist in manchen Regionen die einzige 
Beförderungsmöglichkeit vor Ort, darf von der 
Allgemeinheit aber nicht genutzt werden. Oder 
das Schienennetz: Viele Bahnverbindungen sind 
stillgelegt worden. Verkehre, ob ÖPNV, Bahn oder 
Auto, werden bis heute zu sehr isoliert betrach-
tet. Das ist weder umweltfreundlich noch kos-
tengünstig oder nachhaltig und stellt zum Indi-
vidualverkehr keine Alternative dar.

3	 Wie wollen die FREIEN WÄHLER die Verkehrs-
situation auf dem Land verbessern?
Mobilität wird individueller. Unser Ziel ist, den 
unterschiedlichen Bedarfen von Pendlern, Schü-
lern, älteren Menschen und Erholungsuchenden 

	 Fragen an ...
	   Manfred Eibl. 
         „Mobilität wird individueller“

gleichermaßen Rechnung zu tragen, ohne die Kommunen oder die 
Umwelt über Gebühr zu belasten. Dazu brauchen wir Mobilitätskon-
zepte mit flexiblen, verkehrsmittelübergreifenden Angeboten sowie 
einheitliche Tarifsysteme, die zu den jeweiligen Begebenheiten vor 
Ort passen. 

4	 Warum kann man nicht ein Mobilitätskonzept entwickeln, das über-
all in Bayern funktioniert?
Bayern ist ein Flächenstaat, die Rahmenbedingungen sind überall an-
ders. Jede Region braucht deshalb ihr eigenes maßgeschneidertes Mo-
bilitätskonzept – passend zu den Bedürfnissen der Bürgerinnen und 
Bürger vor Ort. Wir haben deshalb die Fraunhofer-Gesellschaft mit 
einer Mobilitätsstudie beauftragt, um regionalspezifische Bedarfe zu 
erheben und erfolgversprechende Maßnahmen unter dem Arbeitstitel 
„Mobilität neu denken“ in einem ko-kreativen Prozess zu erarbeiten, 
damit eine attraktive, bezahlbare sowie verlässliche Mobilität in die 
Fläche gebracht wird. Wir müssen Mobilitätskonzepte mit den Bürge-
rinnen und Bürgern vor Ort entwickeln.

5	 Wie stellen Sie sich die Mobilität der Zukunft vor?
Das Auto wird auch weiterhin eine wichtige Rolle bei der Mobilitäts-
sicherung auf dem Land spielen. Um den Erfordernissen der Daseins-
vorsorge und Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse Rechnung zu 
tragen, benötigen wir übergreifende Mobilitätskonzepte, die alle Ver-
kehre wie ÖPNV, Bahn-, Individual- und Fahrradverkehr sowie Carsha-
ring-Angebote mit den Möglichkeiten der Digitalisierung verknüpfen. 
Speziell im Individualverkehr heißt das oberste Gebot, innovative 
Speichertechnologien wie Wasserstoff und Power-to-Gas sowie Elek-
tromobilität weiterzuentwickeln, weil diese auch in Zukunft benötigt 
werden und somit einen entscheidenden Beitrag zum Klimaschutz 
leisten können. 

ZAHL DES QUARTALS

7.492 Elektro-Pkws wurden im Januar neu zugelassen. Zum 
Vergleich: Im Vorjahr betrug die Zahl der Neuzulassungen nur 
4.648 Fahrzeuge. Der Trend zur Elektromobilität wird auch durch 
zahlreiche Förderungen für Elektrofahrzeuge auf EU-, Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene vorangetrieben. Der sogenannte 
Umweltbonus für Elektroautos wurde bis zum Ende dieses Jah-
res verlängert. Der junge, noch kleine, aber wachsende Markt soll 
somit weiter gestärkt werden. 

Elektromobilität boomt: Im Januar 
2020 ist die Zahl der Neuzulassungen 
von Elektroautos im Vergleich zum 
Vorjahr um 61 Prozent gestiegen. +  61%
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Über 100.000 Euro  
Förderung für  
Mobilitätsstudie der  
FREIE WÄHLER Landtagsfraktion 
Die ländlichen Räume Bayerns sind – anders als die Ballungsräume – meist nur schwach über den öffentlichen Personen- 

nahverkehr erschlossen. Da jede Region eigene Rahmenbedingungen hat, sind individuelle Lösungen erforderlich – welche 

Verkehrsangebote für die einzelnen Regionen in Frage kommen, soll eine Mobilitätsstudie ermitteln. 

Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag wollen 
den ländlichen Raum attraktiver machen – und es 
den Menschen auch künftig ermöglichen, rasch zu 
ihrem Arbeitgeber, in die Arztpraxis oder zur wei-
terführenden Schule zu gelangen. Doch dafür muss 
Mobilität verkehrsmittelübergreifend gedacht wer-
den. Nur wenn es uns gelingt, die Angebote aus Bus 
und Bahn mit Sharing-Systemen und dem Indivi-
dualverkehr aus Auto und Fahrrad zu kombinieren, 
kann langfristig eine flächendeckende Versorgung 
in den weniger stark besiedelten Bayerns sicherge-
stellt werden. 

Doch um neue integrierte Mobilitätskonzepte zu 
entwickeln, müssen regionale Unterschiede, vor-
handene Ressourcen und tatsächliche Bedarfe vor 
Ort berücksichtigt werden. Daher haben wir als 
FREIE WÄHLER Landtagsfraktion das Pilotprojekt 
„Mobilität neu denken“ angestoßen – eine Mobili-
tätsstudie, die sich auf Ostbayern konzentrieren 
wird, um Strategien für ganz Bayern zu entwickeln. 
Das Bayerische Verkehrsministerium hat die Not-
wendigkeit und den Nutzen der Studie erkannt 
und unterstützt sie mit über 100.000 Euro. Wissen-
schaftlicher Partner ist die renommierte Fraunho-
fer-Gesellschaft. 

Das Besondere an dem Pilotprojekt: Es setzt bei 
der Frage an, was die Menschen vor Ort brauchen. 
Die Studie integriert dazu bestehende Mobilitäts-
angebote, vernetzt Verwaltung, Unternehmen, 
Forschung und bürgerliche Organisationen und 
kombiniert technologische sowie gesellschaftliche 
Trends. So wird das kreative Potenzial der Region 
genutzt, um passgenaue Lösungen zu entwickeln. 

Im Zuge der Studie wollen die Forscher außerdem 
herausfinden, ob dieser wissenschaftlich angelei-
tete Prozess als Grundlage auch auf andere Räume 
– sowohl urbane, als auch ländliche – übertragen 
werden kann. 

Die Ergebnisse sollen im Herbst 2020 vorliegen. Bis 
dahin gilt es, einen Werkzeugkasten für Mobilitäts-
konzepte zu entwickeln und erfolgversprechende 
Maßnahmen zu testen – um beispielgebend für 
andere ländliche Regionen im Freistaat zu wer-
den. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag zu 
einer positiven infrastrukturellen Entwicklung in 
der Fläche. Das ist entscheidend, wenn ein Kern-
ziel von uns als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion 
erreicht werden soll: die Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im gesamten Freistaat.

Um neue integrierte Mobilitätskonzepte  
zu entwickeln, müssen regionale  
Unterschiede, vorhandene Ressourcen  
und tatsächliche Bedarfe vor Ort  
beachtet werden.
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Knackpunkt  
� Schülerverkehr
Es gibt ländliche Regionen, die nur durch den Schulbus angebunden sind –  

zum Leidwesen der Allgemeinheit, die den Schulverkehr in aller Regel nicht nutzen 

darf. Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag setzen uns deshalb für mehr  

kommunale Freiheit bei der Integration der Schülerbeförderung in den ÖPNV ein. 

Bei der Schülerbeförderung gilt gemäß Bayerischem ÖPNV-
Gesetz und dem Gesetz über Schulwegkostenfreiheit fol-
gender Grundsatz: Dem ÖPNV ist bei der Schülerbeförde-
rung Vorrang einzuräumen. Die Realität sieht jedoch häufig 
anders aus: Gerade in den ländlichen Regionen existieren 
öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) und freigestellter 
Schulverkehr (FSV) nebeneinander – und stehen sich hin-
sichtlich eingesetzter Fahrzeuge und Kilometerleistung in 
nichts nach. Nicht selten sind Landstriche sogar nur durch 
den Schulverkehr erschlossen – die Busse stehen dann 
zwar den Schülern zur Verfügung, nicht jedoch der Allge-
meinheit. 

Es wäre deshalb planerisch und finanziell sinnvoll, beide 
Beförderungssysteme miteinander zu kombinieren. Um 
das zu ermöglichen, wollen wir für mehr kommunale Frei-
heit bei der Schülerbeförderung sorgen. So soll der FSV in 
kommunaler Hand in den ÖPNV der Verkehrsbetriebe inte-

griert werden können, wenn es vor Ort Vorteile bringt. 
Zum Beispiel können die Verkehre einheitlich 

geplant werden, wodurch die Schülerbe-
förderungskosten gesenkt und die 

Verkehrsleistungen gleichzei-
tig erhöht werden kön-

nen. Gerade kleinere Gemeinden könnten so einen besseren oder 
gar erstmaligen Anschluss an den ÖPNV erhalten. 

Doch dazu müssen die staatlichen ÖPNV-Zuweisungen dringend 
angepasst werden. Denn bislang kann die Integration des frei-
gestellten Schülerverkehrs in den Linienverkehr zu finanziellen 
Nachteilen führen. Das Problem: Die gestaffelten Ausgleichszah-
lungen pro Personenkilometer benachteiligen kleinere Kommu-
nen – und damit den ländlichen Raum. 

Wir haben die Staatsregierung deshalb aufgefordert, Möglichkei-
ten aufzuzeigen, wie die Integration des FSV in den allgemeinen 
ÖPNV vereinfacht werden kann und Anreize für kommunale Zu-
sammenarbeit der Aufwandsträger geschaffen werden können.

Gerade in den ländlichen Regionen 
existieren öffentlicher Personen­
nahverkehr und freigestellter Schul­
verkehr nebeneinander – es wäre 
deshalb planerisch und finanziell 
sinnvoll, beide Beförderungssysteme 
miteinander zu kombinieren.
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Mit der  
       Kurtaxe  
den Nahverkehr 
   fördern
Wollen Gemeinden ihren Kurgästen einen attraktiven öffentlichen Nahverkehr zu den 

Kur- und Erholungseinrichtungen bieten, ist das bislang nicht so einfach aus dem Kur-

beitrag finanzierbar. Das wollen wir jetzt ändern: Gemeinsam mit unserem Koalitions-

partner haben wir dem Landtag einen Gesetzentwurf vorgelegt, der größere Freiheiten 

bei der Verwendung des Kurbeitrags vorsieht.

Indem wir das Kommunal­
abgabengesetz ändern, wollen 
wir bayerische Kurorte in  
die Lage versetzen, den über­
örtlichen ÖPNV für ihre  
Gäste attraktiver zu machen – 
ohne dafür zusätzliche Kosten 
in Kauf nehmen zu müssen.

Konkret wollen wir das Kommunalabgabengesetz (KAG) än-
dern. Denn dieses regelt, dass Einnahmen aus der Kurtaxe nur 
für Kur- oder Erholungseinrichtungen sowie Veranstaltungen 
innerhalb der jeweiligen Gemeinde verwendet werden dürfen –  
nicht aber für den überörtlichen Nahverkehr, der naturgemäß 
über die Gemeindegrenze hinausgeht. Diese Festlegung ist –  
gerade auch mit Blick auf den Umwelt- und Klimaschutz – 
nicht mehr zeitgemäß. Zudem ist die Bereitstellung von Nah-
verkehrsangeboten äußerst kostenintensiv und für kleinere 
kreisangehörige Gemeinden kaum zu stemmen.

Immer mehr Menschen sind bereit, auf das eigene Auto zu ver-
zichten, um den Individualverkehr zu verringern, Straßen und 
Anwohner zu entlasten und Emissionen von Lärm, Luftschad-
stoffen und klimarelevanten Gasen zu reduzieren. Diesen 
Menschen müssen wir vor Ort einen attraktiven ÖPNV bieten, 
sodass sie das Auto – vor allem bei einem Aufenthalt, der pri-

mär der Erholung dient – gar nicht benötigen. Indem wir das 
Kommunalabgabengesetz ändern, wollen wir bayerische Ku-
rorte in die Lage versetzen, den überörtlichen ÖPNV für ihre 
Gäste attraktiver zu machen – ohne dafür zusätzliche Kosten 
in Kauf nehmen zu müssen.

Wir sind überzeugt, dass ein durch die Kurtaxe subventionier-
ter ÖPNV den Individualverkehr zurückdrängen und so den 
Aufenthalts- und Erholungswert deutlich erhöhen kann. Vo-
raussetzung dafür ist ein optimiertes ÖPNV-Angebot mit hin-
reichender Bedienungshäufigkeit und attraktiver Tarifgestal-
tung. Davon könnten nicht nur Gäste, sondern indirekt auch 
Anwohner erheblich profitieren. Der Ausbau des ÖPNV dient 
aber nicht allein der Förderung von Kurregionen. Vielmehr 
sehen wir in der Stärkung des Nahverkehrs einen weiteren 
Baustein in unserem Bestreben, gleichwertige Lebensverhält-
nisse in allen Teilen Bayerns zu schaffen.
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	 Alte Bahnstrecken  
� wieder reaktivieren
Die Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken in Bayern liegt uns als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion sehr  

am Herzen. Zahlreiche Bahnreaktivierungsmaßnahmen befinden sich bereits in der Umsetzung – so sieht es auch  

unser Koalitionsvertrag explizit vor. 

In Bayern wurden in den vergangenen Jahrzehn-
ten etliche Bahnnebenstrecken stillgelegt, weil sie 
als nicht mehr rentabel galten – dabei sind sie ein 
wichtiger Bestandteil zur Sicherung ländlicher Mo-
bilität. Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag 
befürworten vor diesem Hintergrund die Aktivie-
rung stillgelegter Bahnstrecken dort, wo eine sol-
che Maßnahme sinnvoll und möglich ist. Zudem 
fordern wir insgesamt mehr Investitionen in die 
öffentliche Verkehrsinfrastruktur. 

Insbesondere die gegenüber dem Individualverkehr 
bessere CO�-Bilanz der Bahn kann – bei effizienter 
Auslastung – für eine Reaktivierung stillgelegter 
Strecken sprechen. Wer den Klimaschutz ernst 
nimmt, muss der Bahn eine gewichtige Rolle zu-
weisen. Gleichzeitig wissen wir um die nach wie 
vor große Bedeutung des Autos in den ländlichen 
Regionen. Es geht daher darum, brauchbare und all-
tagstaugliche Ergänzungen zum Individualverkehr 

dort anzubieten, wo dies sinnvoll erscheint und die Bürgerinnen und Bür-
ger dies wünschen. 

Aktuelles Beispiel der kontroversen Diskussionen ist die 50  Kilometer 
lange Trasse der Unteren Steigerwaldbahn in Unterfranken, die Kitzin-
gen mit Schweinfurt verbindet. Der Verkehr auf der Bahnstrecke wurde 
in den vergangenen Jahrzehnten sozusagen Zug um Zug eingestellt. Seit 
2019 gibt es gleichzeitig Versuche zur Wiederinbetriebnahme. Würden 
dort wieder Züge fahren, so würden diese einer Studie der Universität 
Würzburg zufolge täglich von rund 1.700 Fahrgästen genutzt. Demgegen-
über steht in der Region eine derzeit zum Teil erbitterte Auseinanderset-
zung über das Für und Wider einer Reaktivierung der alten Trasse. Man-
cherorts würde man gerne die Bahnverbindung wiederhaben, an anderen 
Orten würde man die Bahnflächen lieber für die Ortsentwicklung nutzen.

Wir als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion setzen uns deshalb dafür ein, 
dass die betroffenen Bürger und Bürgerinnen vor Ort Einfluss nehmen 
und mitgestalten können. Die Menschen vor Ort sollen sich mit ihrer All-
tagskompetenz und ihrem lokalen Wissen einbringen können – sie müs-
sen verbindlich mitgenommen werden.
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Gerade in ländlichen Regionen sind 
nicht überall Bahnhalte vorhanden. 
Dort ist der Fernbus, der auch  
Haltestellen in kleineren  
Ortschaften bedient,  
flexibler.

Mehrwertsteuer  
� für Fernbusse senken
Die Bundesregierung plant, die Mehrwertsteuer für Bahntickets zu senken – nicht aber für Fernbustickets.  

Wir FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag machen uns gegen diese Ungleichbehandlung stark – denn auch 

Fernbusse schützen das Klima und leisten einen wichtigen Beitrag zur Mobilität im ländlichen Raum. 

* https://www.umweltbundesamt.de/bild/vergleich-der-durchschnittlichen-emissionen-0

Manche Mehrwertsteuersätze sind nur 
schwer nachzuvollziehen: Während auf 
Babynahrung und Medikamente 19 Pro-
zent fällig werden, gilt für Kuhmilch, 
Hundefutter und Trüffel der ermäßigte 
Mehrwertsteuersatz von sieben Prozent. 
Ähnlich willkürlich mutet die Regelung 
an, die sich die Bundesregierung für die 
Besteuerung des öffentlichen Fernver-
kehrs ausgedacht hat: Für Bahntickets 
soll die Mehrwertsteuer im Rahmen 
des Klimapakets von 19 auf sieben Pro-
zent gesenkt werden, für Fernbustickets 
nicht.

Konkret plant die Bundesregierung, 
die Steuerbelastungen für die Bahn zu 
senken, damit diese im Gegenzug die 

Tickets für ihre Kunden günstiger an-
bieten kann. Wir als FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion wollen das auch für 
Fernbusse durchsetzen. Denn gerade in 
ländlichen Regionen sind nicht überall 
Bahnhalte vorhanden. Dort ist der Fern-
bus, der auch Haltestellen in kleineren 
Ortschaften bedient, flexibler. Außerdem 
sind Bus und Bahn beides Verkehrsmit-
tel, die deutlich klimaschonender sind 
als der Individual- oder Flugverkehr. 

Bezogen auf einen Passagier pro Ki-
lometer verursachen Fernbusse sogar 
weniger Treibhausgase als die Bahn: In 
der Pro-Passagier-Rechnung produziert 
der Bus 29 Gramm an klimaschädli-
chen Gasen pro Kilometer.* Ein Fernzug 

kommt auf 32 Gramm. Der Grund: Zum 
einen sind die Emissionen eines moder-
nen Dieselbusses nach der Euro-6-Norm 
nicht mehr sehr hoch. Zum anderen 
fährt die Deutsche Bahn aktuell teils 
noch mit Kohlestrom. Deshalb wollen 
wir die Fernbusse als sinnvolle Ergän-
zung zur Bahn weiter stärken.

Mit einem Dringlichkeitsantrag haben 
wir die Staatsregierung aufgefordert, 
sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, dass Fernbusunternehmen genauso 
wie die Bahn von einer Steuersenkung 
profitieren. Nur so können Wettbewerbs-
verzerrungen vermieden werden. Sonst 
wären die privaten Fernbusanbieter ge-
zwungen, Haltestellen zu streichen, um 
mit dem Konkurrenten Bahn mithalten 
zu können – und davon wären in erster 
Linie weniger stark nachgefragte Halte-
stellen auf dem Land betroffen. 
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Nikolaus Kraus
„Ich engagiere mich, weil … 
es mir Freude macht, mitzugestalten und  
Menschen helfen zu können.“

Wenn ich im Alleingang ein Gesetz beschließen könnte, würde 
ich … bestimmen, dass alle Menschen (besonders die Älteren) 
von ihrer Rente leben können.

Wenn ich mir einen Arbeitsplatz oder ein Amt frei wählen 
könnte, würde ich …  das Gleiche machen wie jetzt: Landtags-
abgeordneter.

Um mehr Jugendliche für die Politik zu interessieren, würde 
ich …   das Wahlalter bei den Kommunalwahlen auf 16 Jahre 
absenken und mehr politische Themen in den Unterricht bzw. 
in die Schulen bringen.

Wenn ich einen Abend lang das Fernsehprogramm bestim-
men könnte, würde ich … nur heimische Filme ohne Werbeun-
terbrechung senden.

Wenn mich ein Freund nach einem Tipp für seinen Bayern-
Urlaub fragt, würde ich … ihm natürlich unser schönes Ober-
bayern mit den Bergen, Seen und Schlössern empfehlen – 
auch wenn es in ganz Bayern schöne Flecken gibt.

Wenn ich einen völlig freien Tag hätte, würde ich  …   lange 
schlafen und dann einen Familientag oder einen Motorradtag 
einlegen.

Wenn ich einen Traum in die Wirklichkeit umsetzen könnte, 
würde ich … den Jakobsweg pilgern.

Wenn ich eine Zeitmaschine hätte, würde ich … in die Zukunft 
reisen und dann wieder in die Gegenwart zurückkehren, um 
Fehler, die wir vielleicht jetzt machen, zu verhindern.

Nikolaus Kraus

Geboren am 21. August 1965 in Ismaning

Wohnort: Ismaning

Familienstand: verheiratet 

Ausbildung: Landwirt

Beruf: Landwirtschaftsmeister und Landtagsabgeordneter (Bauer 
und Politiker)

Religion: katholisch
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Wolfgang Hauber
„Ich engagiere mich, weil … 
ich gerne ,Freund und Helfer‘ bin. Das war ich über 40 Jahre als Polizist,  
bin es in der Kommunalpolitik und jetzt als MdL.“

Wolfgang Hauber

Geboren am 30. August 1959 in Weißenburg in Bayern

Wohnort: Weißenburg in Bayern

Familienstand: geschieden/in fester Beziehung lebend

Ausbildung: Polizeibeamter

Beruf: Polizeibeamter a. D., MdL

Religion: evangelisch

Wenn ich im Alleingang ein Gesetz beschließen könnte, 
würde ich  …  den Kommunen mehr Geld zur Verfügung 
stellen, das sie eigenverantwortlich für ihre Bürger ein-
setzen können. Immer nur den Fördertöpfen hinterher-
rennen ist nicht der richtige Weg.

Wenn ich mir einen Arbeitsplatz oder ein Amt frei wäh-
len könnte, würde ich … nichts ändern. Ich bin zufrieden, 
wie es ist. Ich hatte ein erfülltes Berufsleben und hoffe, 
dass ich meinen zweiten Beruf als MdL noch lange aus-
üben kann.

Um mehr Jugendliche für die Politik zu interessieren, 
würde ich … den jetzigen Trend, dass Jugendliche politi-
scher werden, gerne aufnehmen und sie über Jugendpar-
lamente in politische Verantwortung bringen.

Wenn ich einen Abend lang das Fernsehprogramm be-
stimmen könnte, würde ich  … eine Sendepause verord-
nen, damit Menschen wieder mehr miteinander spre-
chen und gemeinsam etwas unternehmen.

Wenn mich ein Freund nach einem Tipp für seinen 
Bayern-Urlaub fragt, würde ich  –  obwohl ich die Berge 
liebe – ihm meine Heimat, das Fränkische Seenland und 
das Altmühltal, empfehlen. Dort gibt es herrliche Seen, 
Sandstrände, Fuß- und Radwege direkt am See, aber auch 
eine hervorragende regionale fränkische Küche.

Wenn ich einen völlig freien Tag hätte, möchte ich … mich 
auf mein Fahrrad setzen und ohne Ziel einfach so dahin-
radeln.

Wenn ich einen Traum in die Wirklichkeit umsetzen 
könnte, … ich träume von einem Tag ohne „bad news“ und 
ohne Katastrophen, stattdessen mit Frieden auf der Welt.

Wenn ich eine Zeitmaschine hätte, würde ich … ins Jahr 
1976 zurückspringen. Damals begann meine berufliche 
Laufbahn beim Bundesgrenzschutz. Und ich würde alles 
wieder so machen, wie ich es getan habe.
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Mehr Respekt,  
bitte! 
Verbale oder gar körperliche Übergriffe gehören für immer mehr Amts- und 

Mandatsträger zur Tagesordnung. Ein Appell. 

Prügelattacken auf Polizisten, Anfeindungen und Drohungen gegen 
Staatsanwälte und Kommunalpolitiker, der Messerangriff auf Henriette 
Reker oder der feige Mord an Walter Lübcke. Dies sind nur einige wenige 
Beispiele, die zeigen: Zunehmend erfahren jene, die unsere Verfassung 
verteidigen und die Institutionen unseres Staates repräsentieren, Anfein-
dungen, Drohungen oder gar Gewalt. Diese Entwicklung kommt nicht von 
ungefähr. Sie hat sich über Jahre hinweg angebahnt – doch wir alle kön-
nen mithelfen, diesen Trend umzukehren. 

Gewalt hat ihren Ursprung oft dort, wo die Sprache verroht. Wir beobach-
ten seit einigen Jahren, dass Polarisierungen und Zuspitzungen in den 
Medien und im politischen Diskurs – aber auch in der Alltagssprache – 
zunehmen. Über die sozialen Medien werden hassmotivierte Hetze, Fake 
News, Beleidigungen und Bedrohungen verbreitet – häufig anonym und 
deshalb meist ohne Folgen für den Verfasser. Dabei werden in erster Linie 
Einzelinteressen verfolgt und Anhänger mobilisiert – das Gemeinwohl 
gerät aus dem Blick. So wird der Wutbürger salonfähig. Doch von Hate 
Speech ist es nicht mehr weit zu Gewalt – das zeigt der Mord am Kasseler 
Regierungspräsidenten Walter Lübcke. 

Diese Spirale gilt es zu stoppen. Der Rechtsstaat muss schnell und konse-
quent eingreifen, wenn Menschen, die sich für Demokratie und Gemein-
wesen engagieren, beleidigt, angefeindet und bedroht werden – und er 
muss dazu alle zur Verfügung stehenden rechtsstaatlichen Mittel aus-
schöpfen. Gewaltandrohungen im Internet müssen ebenso konsequent 
verfolgt werden wie im „echten“ Leben. Und jene, die unser Leib und 
Leben beschützen und bereit sind, ihr eigenes dafür zu riskieren, müssen 
mit der bestmöglichen Schutzausrüstung ausgestattet sowie in Aus- und 
Weiterbildungen auf Auseinandersetzungen vorbereitet werden. 

Doch auch jeder Einzelne ist gefordert. Es braucht mehr Solidarität und 
Mut, um der Verrohung Einhalt zu gebieten. Wir dürfen nicht länger 
schweigend hinnehmen, dass Polizisten oder Rettungskräfte als Feind-
bild oder gar Freiwild herhalten. Wir müssen unsere Stimme erheben 
gegen die, die unseren Rechtsstaat und seine Institutionen infrage stel-
len. Andernfalls zerbröselt unsere Demokratie – und damit das Funda-
ment, das seit über siebzig Jahren unser friedliches, geordnetes Zusam-
menleben garantiert. 

„Wir dürfen nicht zulassen, dass Amts- 
und Mandatsträger nach wenigen 
Jahren enttäuscht und frustriert das 
Handtuch werfen, weil ihnen Feind-
seligkeit und Gewalt in unzumutbarer 
Weise zusetzen. Einer weiteren Ver-
rohung der Umgangsformen wollen 
wir FREIE WÄHLER im Bayerischen 
Landtag auch dadurch entgegenwir-
ken, dass bedrohende und beleidigende 
Äußerungen in Social Media schneller 
gelöscht und die Benutzerkonten der 
Hate Speech-Autoren gesperrt werden.“

Florian Streibl,  
Fraktionsvorsitzender
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Aktuelle  
Themen 
schnell  
erklärt 

Wissenshappen aus dem Landtag gefällig? Ob 
Nachtragshaushalt, Mobilität auf dem Land oder 
Corona-Maßnahmen: Das Spektrum an politischen 
Themen und Initiativen in Bayern ist riesengroß – 
und nicht immer leicht zu verstehen. Was es etwa 
mit dem bayerischen Aktionsbündnis „Ländlicher 
Raum“ auf sich hat, ob die Angst vor 5G berechtigt ist 
oder wie die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion zur 
Impfpflicht steht – diese und viele weitere Fragen 
beantwortet der Parlamentarische Geschäftsführer 
Dr. Fabian Mehring im wöchentlichen Videoformat 
#FRAGFABIAN. Charmant, humorvoll und auf den 
Punkt gewährt Mehring Einblicke in politische Ini

1. Juli 2020 
Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder und Gesundheitsminis-
terin Melanie Huml berichten 
in der Fraktionssitzung der 
FREIE WÄHLER Landtags-
fraktion über die aktuelle Corona-Lage. Durch das umsichtige 
Handeln der Bayernkoalition seien viele Menschenleben ge-
rettet worden – ein Erfolg, den die beiden Regierungsfrakti-
onen gemeinsam errungen hätten, so der Ministerpräsident. 

22. Juni 2020 
Beim zweiten medienpoli-
tischen Gespräch mit dem 
Bayerischen Rundfunk 
diskutiert der Fraktions-
vorstand mit Chefredak-
teur Christian Nitsche und 
dessen Kolleginnen und 
Kollegen u. a. über die Infowelle B5 aktuell und die Berichter-
stattung aus dem Landtag. 

31. Januar 2020 
Die FREIE WÄHLER Landtagsfraktion kann bei ihrem Neu-
jahrsempfang im Bayerischen Landtag mehrere hundert Gäste 
aus Politik, Wirtschaft, Medien sowie dem Ehrenamt begrüßen. 
Unter dem Motto „Ehrenamt – Rückgrat unserer Gesellschaft“ 
würdigen die Abgeordne-
ten das vielfältige bürger-
schaftliche Engagement 
in Bayern und sichern 
zu, die Kulturförderung 
im Freistaat auszubauen. 
Den Film zum Neujahrs-
empfang gibt’s hier: 

Kurz  
berichtet

Was sonst noch los war …
27. Mai 2020  

Innenminister Joachim Herrmann 
besucht die Fraktionssitzung der 
FREIEN WÄHLER im Bayerischen 
Landtag, um das neue Konzept zur 
Stellenverteilung der Bayerischen 
Polizei vorzustellen. 

tiativen und Entscheidungsprozesse – 
gerne auch in Co-Moderation mit einem 
Fraktionskollegen.

Zu finden sind die Videos mit dem Hash-
tag #FRAGFABIAN auf facebook.com/fw 
landtag, instagram.com/freie.waehler.
landtagsfraktion und youtube.com/fw 
landtag. Sie haben selbst eine Frage zu 
einer aktuellen Diskussion oder Initia-
tive? Dann hinterlassen Sie uns gerne 
eine Nachricht in den Kommentaren 
unter einem der #FRAGFABIAN-Videos!

 VIDEO
Alle #FRAGFABIAN-Videos  
finden Sie in der Playlist unserer 
fraktionseigenen Facebook-Seite.

www.facebook.com/watch/fwlandtag

25. Januar 2020
Bei einem Besuch der Internationalen Grünen Woche in Berlin treffen sich Abgeordnete der FREIE WÄHLER  
Landtagsfraktion zu Gesprächen mit zahlreichen Verbänden, Vereinen und Vertretern aus den Bereichen 
Lebensmittel, Landwirtschaft, Gartenbau und Tourismus. Auch beim Staatsempfang der Bayerischen 
Staatsministerin für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Michaela Kaniber ist die Fraktion zu Gast. 31
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